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Unsere Forderungen
Gute Arbeit und soziale Sicherheit
Von der Arbeit muss man leben können
Tariftreue, sichere Arbeitsbedingungen und 
Unterstützung statt Gängelung

Würde im Alter
Mehr Pflegeangebote, bessere Arbeits-
bedingungen in der Pflege, barrierefreier und 
bezahlbarer Wohnraum und Angebote gegen 
Vereinsamung

Teilhabe statt Barrieren
Barrierefreie Infrastruktur, inklusive Strukturen 
und echte Mitbestimmung für Menschen mit
Behinderungen

Gesundheit ist keine Ware
Gesundheitsversorgung und Prävention 
in öffentlicher Verantwortung, wohnortnahe
medizinische Versorgung, Schluss mit der 
Zwei-Klassen-Medizin und 
keine Profite mit unserer Gesundheit.

Sicherheit und Gleichstellung
Mehr Schutz- und Beratungsangebote, sichere 
Finanzierung bestehender Projekte, 
konsequenter Gewaltschutz und gleiche Teilhabe 
– unabhängig von Geschlecht 
oder sexueller Identität.

Abschluss
Eine solidarische Stadt fragt nicht:
Wer hat Unterstützung verdient?
Sondern:
Was brauchen Menschen für ein gutes Leben?
Wessen Stadt ist die Stadt?
Sie gehört allen, die in ihr leben.
Deshalb darf niemand zurückgelassen werden.

Wessen Stadt 
ist die Stadt?

Soziale Sicherheit ist kein Privileg.

Sie ist ein Recht.
Soziale Sicherheit ist kein Privileg.

Sie ist ein Recht.



Die Realität in Göttingen
In Göttingen zeigt sich soziale Ungleichheit 
jeden Tag:

■	 Die Schlangen vor der Tafel werden länger.
■	 Viele Menschen arbeiten Vollzeit und haben 		
	 trotzdem finanzielle Sorgen.
■	 Arzttermine sind schwer zu bekommen, 		
	 Wartezeiten werden länger und die Zwei-		
	 Klassen-Medizin wird immer spürbarer.
■	 Immer mehr ältere Menschen vereinsamen 		
	 oder leben in Einrichtungen, die kaum Zeit 		
	 für menschliche Zuwendung haben und das, 	
	 obwohl das Pflegepersonal am Limit arbeitet.
■	 Frauenhäuser, Beratungsstellen und 			
	 Schutzangebote reichen schon heute nicht 		
	 aus.
■	 Menschen mit Behinderungen 
	 stoßen täglich auf Barrieren.

★	Gesellschaftliche Teilhabe ist für viele 
	 Menschen schon heute eingeschränkt 
	 und ohne grundlegende Veränderungen 		
	 wird sich das weiter verschärfen.

Worum es wirklich geht
Menschen werden gegeneinander ausgespielt.
Erwerbstätige gegen Erwerbslose.
Junge gegen Alte.
Menschen mit Behinderungen 
gegen Menschen ohne Behinderungen.
Menschen mit wenig Einkommen 
gegen andere Menschen mit wenig Einkommen.

Wir sagen:
★  Das sind die falschen Gegensätze.
Dabei ist das eigentliche Problem nicht Mangel, 
sondern Verteilung.
Während viele kaum über die Runden kommen, 
wächst der Reichtum weiter an.

Die entscheidende Frage ist nicht, 
ob soziale Sicherheit möglich ist.
Die Frage ist, wer die Kosten trägt 
und wessen Interessen Politik 
vertritt.

Daseinsvorsorge wird nicht einfach „zu wenig 
gemacht“, sondern sie wird politisch begrenzt.
Kommunen müssen viele Aufgaben erfüllen:

■	 Kitas und Schulen
■	 Pflege und soziale Hilfen
■	 Gesundheitsversorgung vor Ort
■	 Beratungs- und Unterstützungsangebote

Aber die Finanzierung reicht dafür oft nicht aus.
Gleichzeitig steigen Lebenshaltungskosten 
und soziale Bedarfe.
Das Ergebnis:
mehr Aufgaben für die Städte
aber zu wenig Geld vom Bund und Land.
So entsteht ein System, das Städte dauerhaft 
unter Druck setzt.

Unsere Vision
Sozialpolitik ist keine Randfrage.

Sie entscheidet darüber, ob Menschen sicher 
und gut leben können.

Ob gute Arbeit, Pflege, Bildung 
oder Unterstützung:
alles hängt zusammen!

Wir sagen klar:

★	 soziale Sicherheit und Daseinsvorsorge 
	 sind eine öffentliche Aufgabe

★	 Teilhabe darf nicht vom Einkommen 
	 abhängen

Die Frage ist nicht, ob genug da ist, 
sondern wie es verteilt wird.

Wir wollen eine Stadt

■	 in der alle Menschen 
	 von ihrer Arbeit leben können
■	 in der Menschen Sozialhilfe erhalten, 
	 ohne stigmatisiert oder schikaniert zu 		
	 werden
■	 in der Alter, Krankheit oder Behinderung 	
	 nicht zu Ausgrenzung führen
■	 in der Schutz und Unterstützung 
	 selbstverständlich sind
■	 Eine Stadt, die Armut bekämpft und 
	 nicht die Menschen, die von ihr betroffen sind
■	 Eine Stadt, die zusammenhält 
	 statt Menschen gegeneinander auszuspielen


